
  
 

Berechnungsbogen zum Antrag auf Förderung einer Ferienfahrt im Rahmen des Kinder- und 
Familienferienhilfswerkes der Kreisstadt Unna im Jahr 2024 

Verband, Gemeinde (Veranstalter) 

Name Antragsteller 

Antrag Nr. (wird vom Jugendamt eingetragen) 

Fahrt nach 

Name des Kindes / geb. am 

Anschrift 

In der Zeit von bis 

Brutto-Fahrpreis laut Ausschreibung 

Personen in der Haushaltsgemeinschaft insgesamt 

Erwachsene: Kinder: 

1. Einkommensberechnung 

Einkommen des Haushaltsvorstandes 

Einkommen des Haushaltsangehörigen 

Einkommen der restl. Haushaltsmitglieder 

Renten 

sonstiges Einkommen, z.B. Unterhalt, Wohngeld 

Sozialhilfe / ALG II 

Vermögen, Haus- oder Grundbesitz Ja Nein 

Wenn ja, wie hoch sind die monatlichen Einnahmen? 

Summe Einkommen 

2. Bemessungsgrenzen 

Ferienfahrten können gefördert werden, wenn das Familien-Netto-Einkommen bei Familien (als Familien gelten 
auch Paare, die zusammenleben) mit 

1 
2 
3 
4 

Kind 
Kindern 
Kindern 
Kindern 

2.127,00 € 

2.736,00 € 
3.345,00 € 
3.954,00 € 

nicht übersteigt. Für jedes weitere Kind erhöht sich der anzurechnende Betrag um 609,00 €. 

Ferienfahrten können gefördert werden, wenn das Netto-Einkommen von Personen, die alleinerziehend sind, 
mit 

1 
2 
3 
4 

Kind 
Kindern 
Kindern 
Kindern  

1.760,00 € 

2.369,00 € 

2.978,00 € 
3.587,00 € 

nicht übersteigt. Für jedes weitere Kind erhöht sich der anzurechnende Betrag um 609,00 €. 

3. Berechnung der Förderung 

Brutto-Gesamtpreis der Ferienfahrt 

minus Eigenanteil von 76,00 € pro Person 

minus Landesmittel bzw. BuT 

minus Trägeranteil 

Summe Netto-Gesamtfahrpreis 

Die städtische Förderung beträgt 
Anzahl Personen Anzahl Tage 15,00 € Summe 

X X 15,00 € € 

Die städtische Förderung übersteigt den Netto-Fahrpreis nicht. 

Ich versichere hiermit, dass die von mir gemachten Angaben vollständig sind und der Wahrheit entspre- 

chen. Die entsprechenden Einkommensbelege habe ich vorgelegt, nachträgliche Einkommensänderun- 

gen werde ich umgehend mitteilen. Mir ist bekannt, dass mich unvollständige oder falsche Angaben zur 

Rückzahlung der Zuschüsse verpflichten. 

Datum, Unterschrift des Antragstellers 


